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Republik Österreich 
DER BUNDESKANZLER 

Zl.16.381-I/4/75 
Parlamentarische Anfrage 
Nr.2358/J der Abg.z.NR 
Wugan~gg und Genossen 
an die Bundesregierung 
betreffend EDV-Einsatz 

An den 

. ";".:,-

Präsidenten des Nationalrates 
Herrn Anto:n BENYA 

Parlament 
1010 Wie n 

Wien, am 2<}' .. Juli 1975 

2. 481./ I A. B. 
zu 2358 jJ. 

Präs. am~ .. ~~J~~!_~}!15 

Die Abgeordneten zum Nationalrat WuGANIGG und 
.' Genossen haben anl 4. Juli 1.975 unter der Nr.2358/3 an 
die Bundesregierung eine Anfrage betreffend EDV-:Einsatz 
gerichtet, welche fOlgendenvlortlav.t hat: 
"1 .\olie hat sich derEDV-Einsatz seit 1970 im Bereich 

der Bundesregierung entwickelt? ' 

2. Welche Maßnah..men·wrden zur Koordination des EDV­
Einsatzes getroffen? 

3. Welche Verwaltungsprojekte werden mit Hiife von 
EDV-Einsatz durchge.führt?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage namens der Bundes­
regierung wie foigtzu beantworten •. 

~~ Frage1:' 
Die Bundesregierung hat bereits im Jänner 1971 

aufgrund einer Analyse der bestehenden EDV-:Situation 
einen Grundsatzauftrag zur EDV-Koordination erteilt. 
und den Staatssekretär im Bundeskanzleramt,Dr.Ernst 
~"'ugen VESELSKY, beauftragt, im Namen. de.r Bundesregierung 
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auf diesem Gebiet tätig zu werden. P:-1S sachvel:'ständiger 

Berater des Staatssekretärs für Angelegenheiten des 

EDV-Einsatzes wurde Direktor Dr. Karl VAKvon der Zen­

tralsparkasse der Gemeinde \vien berufen. Das erste Er­

gebnis dieses GI'"'tlndsatzau.ftrages IL'urde in eine:r' Aufnahme 

des Bestandes, der in Form des EDV-Berichtes 1971 dem 

Nationalrat und Bundesrat zur Verfügung gestellt wurde, 
niedergelegt. Erstmal:Lg ih"'urde berei ts 1971 der Versu.ch 

unternommen, in einer detaillierten Vorschau Prognosen 

über die Weiterentwicklung des EDV-Einsatzes inder 
Verwaltung zu geben. Die Bundesregierung hat sich in 

ihren Sitzungen am 15. und 22. ,Juni 1971 im Detail mit 

Fragen der EDV-Koordination a:u.seinandergesetzt und das 
EDV-Kon~ept 1971 beSC}11osSEJ1. D-:irch d.ieses ED,\l-KfJ!lzept 

.. erfolgte eine grundSätzliche \veic}lerlstellullg xlix- die 

EDV-Entwicklung der kommenden Ja.hre. Aus Gründen der 
Strukturbereinigung wurde eine Konzen-cration der EDV.....; 

Anlagen a.uf einige wenige Schwerpun:t<:te 2ÜS Ziel forml.i.liert. 

Um den ~insatz der EDV-Anlagen. zu optimieren, war es 

darüberhinaus erforderlich, eine Verstä.rkte Konzentra­

tion insbesondere auf dem Gebiet. der EDV-Planung, der 
Ausbildung und der Standardisierung von Hardware urid 

Software in die \vege zuleiten. Bereits damals wurden 

die Ansätze zur Schaffung eines mittelfristigen glei­

tenden EDV-Planes der Bundes'l/erwal tung gegeben. Gleich­
zei tig war sich aber die Bun.desregierllilg dessen bewußt r 

daß die Zusammenfassung von Informationen in immer größeren 

und leistungsfähigeren EDV..;.Systemen die Notwendigkeit 

eines verstärkten Schutzes der Privatsphäre erfordert. 
Dementsprechfmd wurden parallel mit dem Ausbau der EDV­

Koordination auch die lecistischen Vorarbeiten für den 
.", 

Entwurf eines Datenschutz-Gesetzes in Angriff genorrmen 

und dem Nationalrat zur parlamentarischen Behandlung 

im Dezember 1974 zugeleitet. Über die ·weitere Entwicklung 
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Nationalrat und Bundesrat in Form der jähr'lichen EDV­
Berichte ein detaillierter Überblick Über den tatsächlichen 
Stand bzw. die geplante Entwickl1L'1g gegeben (vgl. EDV":,,, 

. Bericht 1971" EDV-Bericht 1972, EDV-Bericht. 1973). 

Aufgru.nddes zur Verfügu.ng stehenden Datenmaterials 
der bisherigen Erhebungen Uber die Ressortplanungen 
kon..nte der erste mi ttelfristige EDV-Plan erstellt werden. 
DerEDV-Plan r der Aussagen über die Personal-, Hardware..,. 
Software- und Kostenentwicklung bis zum Jahre 1979 trifft, 
beinhaltet auch Vorschläge zur stufenweisen Realisierung 
der Zielsetzu.ngen der Bundesregierung. Selbstv.erständlich 
müssen diese Planungsdatenaktualisiert und allenfalls 
korrigiert werden. Es ist daher beabsichtigt, durch 
eine Fortschreibung 1.un jeweils ein J2:.h1", diesen gleitenden 
EDV-Plan zu einem echten Führungsinstrument für die 
Bundesregierung zu machen. 

Zu .~rage 2 ;", 
Zur Realisier-u.ng des EDV-Konzeptes .1971 wu.rden 

eine Reihe von Arbeitskreisen ins Leben gerufen; die. 
. die nbtwendigenDetailarbeiten durchführen sollten.' 
Die Abstirrunung der einzelnen Ressortakti vi täten. wurde 
im Bundeskanzleramt durch das EDV-Subkomitee in. monatlichen 
Si tzungen vorgenorrunen, wobei die Anträge der RessOrts 
nach den Gesichtspunkten. der Sparsamkeit, vlirtschaftlichkei t 
und Zweckmäßiglcei t begutachtet w1.J.rden. Bei Behandlung 
der Ressortanträgeim Bundeskanzleramt wurde besonderer 
Wert auf eine hersteller-neutrale Vorgangsweise gelegt. 
Um die wirtschaftlichste Lösung in jedem Einzelfall 
festzustellen, wurde sowohl auf die Durchtührungeines 
Kosten-Nutzen-Vergleichesals auch auf einen Vergleich 
des.Preis-Leistungs-Verhältnisses verschiedener Firmen 

. . . . 

gedrU.."lgen. Voraussetzung dafür ist jedoch ,die Möglichkeit, 
verschiedene An~ebote miteinander zu vergleichen. Vom 
Bundeskanzleramt wurde daher auf die Durchführung von 

.. 

" ... 
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A 2050, großer Wert gelegt. Eine Erweiterung des Aufgaben­
bereiches im Rahmen der EDV-Koordination wllrdedurch 
das Bundesministerien-Gesetz 1973 ermöglicht, das im ' 

§ 6 normiert, daß die Bundesministerien das Bu."r:l.deskanzler­
amt über die Besorgung bestimmter Geschäfte laufend 
und zeitgerecht zu unterrichten haben. Entsprechend 
dieser Bestinunung des Bündesministerien-Gesetzes wurde 
der Aufgabenbereich des EDV-Subkomitees auch auf die 
Genehmigung von EDV-Projekten erweitert. Bestrebungen 
des Bundesministeriu.Ins für Bauten und Technik und des 
Bundesministeriums fUr Justiz, den Liegenschaftskataster 
bzw. das Gru.ndbuchzu automatisieren, wurden beispielsweise 
dahingehend koordiniert r daß nunmehr in einer gemeinsamen 

.nprojektgruppe Grundstücksdatenbank" unter Beteiligung 
aller betroffenen Stellen das Konzept einer automatisierten 
Liege:r..schaftsdatenbank in Angriff, geno1Thllen wurde" 

Im Bereich der einzelnen Bundesministerien laufen 
Zl).r Zei t berei ts mehr als 100 BDV-Projekte unterschiedlicher 

·Ziel ein be"sseres Ser~J"ice für-

den StaatsbiJ.l'ger zu. ermöglichen bz,w. verwaltungsinterne 
Rationalisierung zu. gewährleisten. Da eine Aufzählung 

;r 
iI : 
i!", , 

derTitel der einzelnen Projekte nicht immer jene Aussagekraft 
besitzt, um Rückschlüsse auf die durchgeführten Verwaltungsaufgaben 

, ' 

zu. gewährleisten,darf auf die deta:illierte Beschreibung 
dieser.Verwaltungsprojekte'il1 den EDV-Berichten der-

, , 

Bundesregierung verwiesen 'werden. Der aktueilste Bestand 
wäre dem EDV .... Bericht 1974 zu entnehmen, der allerdings 
dem Nationalrat nicht mehr zugeleitet werden konnte. 
Eine ICopiedieses Berichtes ,liegt zwecks aktueller Information 
bei:::' 

Der den Bundeskanzler' 
gemäß Art. 69 Abs. 2 B-VG, 
vertretende Vizekanzler 

", 

:~-)f •• ,' ...-

D~ Idr~~t~ s~ ~~~eiche~il!~OSS~' die in 

d0..r Parlamentskan:üei. zur Einsicht aufliegen. 
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